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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz) 

- Nr. 1243 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 19, Aussdiusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Mildi, Mildierzeugnissen 
und Fetten 

(Milch- und Fettgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Mildi und Milcherzeugnisse 

§ 1 

Molkerei-Einzugsgebiete 

(1) Milcherzeuger können durch die nach 
Landesrecht zuständige oberste 
Landesbehörde (oberste Landes- 
behörde) verpflichtet werden, Milch und 
Sahne (Rahm), die sie in den Verkehr bringen, an 
eine Molkerei, die von der obersten Landesbehörde 
bestimmt wird, zu liefern. Die oberste Landes- 
behörde kann clen Milcherzeugern mehrere Molke- 
reien zur Wahl stellen; die gewählte Molkerei gilt 
als die nach Satz 1 bestimmte. 

(2) Absatz 1 findet auf Vorzugsmilch keine An- 
wendung. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Mildi, Milcherzeugnissen 
und Fetten 

(Mildi- und Fettgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Teil 

Mildi und Mildierzeugnisse 

§ 1 

Molkerei-Einzugsgebiete 

(1) Milcherzeuger sind verpflichtet, Milch und 
Sahne (Rahm), die sie in den Verkehr brin- 
gen, an eine Molkerei, die von der obersten Lan- 
desbehörde für Ernährung und Landwirtschaft 
(oberste Landesbehörde) bestimmt wird, zu lie- 
fern. Die oberste Landesbehörde kann den Milch- 
erzeugern mehrere Molkereien zur Wahl stellen; 
die gewählte Molkerei gilt als die nach Satz 1 
bestimmte. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Die oberste Landesbehörde kann, wenn sie 
eineAnordnungnachAbsatz 1 Satz 1 
trifft, Milcherzeugern gestatten, Milch oder 
Sahne (Rahm) unmittelbar an Milchhändler, Groß- 
und Einzelverbraucher abzugeben. 

(4) Werden Molkereien nach Absatz 1 be- 
stimmt, s o sind s i e verpflichtet, Milch und Sahne 
(Rahm) von den von der obersten Landesbehörde 
bestimmten Mildierzeugern abzunehmen. Die Be- 
stimmung kann auch ortsweise erfolgen. Die oberste 
Landesbehörde kann den Molkereien untersagen, 
Milch oder Sahne (Rahm) von anderen Milch- 
erzeugern anzunehmen. 

§ 2 

Molkerei- Absatzgebiete 

(1) Milchhändler und Molkereien (Abnehmer) 
sind verpflichtet, Milch und Milcherzeug- 
nisse nur von einer Molkerei, die von der 
obersten Landesbehörde bestimmt wird, zu be- 
ziehen. Die oberste Landesbehörde kann den Ab- 
nehmern mehrere Molkereien zur Wahl stellen; die 
gewählte Molkerei gilt als die nach Satz 1 be- 
stimmte. 

(2) Die nach Absatz 1 bestimmten Molkereien 
sind verpflichtet, Milch und Milcherzeug- 
nisse an die von der obersten LändesbehÖrde be- 
stimmten Milchhändler oder Molkereien zu liefern. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Für dieses Gesetz sind die Begriffsbestimmun- 
gen der §§ 1 und 2 der Ersten Verordnung zur Aus- 
führung des - Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 150) maßgebend, soweit sich 
nicht aus Absatz 3 ein anderes ergibt. 

(2) Als Milcherzeuger im Sinne dieses Gesetzes 
gelten nur Inhaber landwirtschaft- 
licher Betriebe im Sinne des § 20 der 
Ersten Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Milchgesetzes. 


(3) Milcherzeugnisse im Sinne des ersten Ab- 
schnittes sind: 

Sahne (Rahm), Kaffeesahne, Trink- 
sahne, Sauermilchsorten (Sauermilch, Joghurt, 
Kefir und ähnliches) und entrahmte Milch, saure 
Magermilch, Magermilch- Joghurt, Magermilch- 
Kefir, Molke, Buttermilch, geschlagene Butter- 
milch. 
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(3) Die oberste Landesbehörde kann Milcherzeu- 
gern gestatten, Milch oder Sahne (Rahm) unmittel- 
bar an Milchhändler, Groß- und Einzelverbrau- 
cher abzugeben. 

(4) Die nach Absatz 1 bestimmten Molkereien 
sind verpflichtet, Milch und Sahne (Rahm) von 
den von der obersten Landesbehörde bestimmten 
Milcherzeugern abzunehmen. Die Bestimmung 
kann auch ortsweise erfolgen. Die oberste Landes- 
behörde kann den Molkereien untersagen, Milch 
oder Sahne (Rahm) von anderen Milcherzeugern 
anzunehmen. 

§ 2 

Molkerei- Absatzgebiete 

(1) Milchhändler und Molkereien (Abnehmer) 
sind verpflichtet, Milch, Sahne (Rahm), entrahmte 
Milch, Buttermilch und geschlagene Buttermilch 
nur von Molkereien, die von der obersten Landes- 
behörde bestimmt werden, zu beziehen. Die 
oberste Landesbehörde kann den Abnehmern 
mehrere Molkereien zur Wahl stellen; die gewähl- 
ten Molkereien gelten als die nach Satz 1 be- 
stimmten. 

(2) Die nach Absatz 1 bestimmten Molkereien 
sind verpflichtet, Milch, Sahne (Rahm), entrahmte 
Milch, Buttermilch und geschlagene Buttermilch 
an die von der obersten Landesbehörde bestimm- 
ten Milchhändler oder Molkereien zu liefern. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Für dieses Gesetz sind -die Begriffsbestimmun- 
gen der §§ 1 und 2 der Ersten Verordnung zur 
Ausführung des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 150) maßgebend, soweit sich 
nicht aus Absatz 2 ein anderes ergibt. 

(2) Milcherzeugnisse im Sinne des ersten Tei- 
les sind: Sauermilchsorten (Sauermilch, Joghurt, 
Kefir und ähnliches), entrahmte Milch, saure Ma- 
germilch, Magermilch- J oghurt, Magermilch-Kefir 
und ähnliches, Molke, Buttermilch, geschlagene 
Buttermilch, Sahne (Rahm), saure Sahne und 
Schlagsahne. 

(3) Milcherzeuger im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle Kuhhalter. 
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Entwurf 

(4) Molkereien im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Käsereien sowie andere Betriebe, die 
Milch be- oder verarbeiten. 

§ 4 

Besondere Abnahmepflichten 
Die obersten Landesbehörden können Molkereien 
zur Sicherung der Versorgung verpflichten, be- 
stimmte Mengen an Milch und Milcherzeug- 
nissen von anderen Molkereien abzunehmen. 


§5 

Absatz im Straßenhandel 
Die obersten Landesbehörden können bestim- 
men, daß Milchhändler Milch und Milch- 
erzeugnisse im Straßenhandel, soweit ein Ver- 
kauf von Milch und Milcherzeugnissen im Straßen- 
handel zulässig ist, nur in bestimmten Bezirken 
absetzen dürfen. Die Abgabe von Milch und 
Milcherzeugnissen, die auf Gefäße oder Behältnisse 
zur verkaufsfertigen Abgabe an die Verbraucher 
gemäß § 9 des Milchgesetzes vom31.Julil930 
(Reichsgesetzbl. IS. 42 1) im Betrieb des 
Erzeugers oder in Bearbeitungsstätten abgefüllt sind, 
kann von dieser Regelung ausgenommen 
werden. 


§6 

Bisherige Regelungen 

Liefer- und Annahmebeziehungen zwischen 
Milcherzeugern und Molkereien und zwischen Mol- 
kereien und Abnehmern, die von den bisher zu- 
ständigen Stellen festgelegt worden sind, bleiben be- 
stehen, sofern nicht die obersten Landesbehörden 
nach § 7 Änderungen treffen oder Ausnahmen zu- 
lassen. 


S 7 

Änderungen und Ausnahmen 
(1) Die obersten Landesbehörden können Be- 
stimmungen, die sie nach §§ 1, 2, 4 und 5 ge- 
troffen haben, sowie Liefer- und A u s - 
nahmebeziehungen im Sinne des § 6 ab- 

ändern. Solche Änderungen sollen auf An- 
trag der Landesvereinigung (§ 11), eines Milch- 
erzeugers, einer Molkerei oder eines Milchhändlers 
erfolgen, wenn nicht schwerwie- 
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(4) Molkereien im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Betriebe, die Käse^ Schmelzkäse oder Milch- und 
Sahnedauerwaren Herstellen. 

§ 4 

Besondere Liefer- und Abnahmepflichten 
Dit obersten Landesbehörden können Molkereien 
zur Sicherung der Versorgung verpflichten, be- 
stimmte Mengen an Milch, Sahne (Rahm), ent- 
rahmter Milch, Buttermilch und geschlagener But- 
termilch an andere Molkereien zu liefern oder von 
anderen Molkereien abzunehmen. 

§ 5 

Absatz im Straßenhandel 
Die obersten Landesbehörden können bestimmen, 
daß Milch und Milcherzeugnisse im Straßenhandel 
(§ 11 Absatz 1 des Milchgesetzes vom 31. Juli 
1930 — Reichsgesetzbl. I S. 421) nur in bestimm- 
ten Bezirken abgesetzt werden dürfen. Dabei sol- 
len zur Förderung eines gesunden Wettbewerbes 
mehrere Milchhändler Milch und Milcherzeugnisse 
in einem Bezirk — erforderlichenfalls unter Zusam- 
menlegung oder Vergrößerung von Bezirken — 
absetzen können. Vorschriften, nach denen ein 
Verkauf von Milch und Milcherzeugnissen im 
Straßenhandel unzulässig ist, bleiben unberührt. 
Die Abgabe von Milch und Milcherzeugnissen, die 
auf Gefäße oder Behältnisse zur verkaufsfertigen 
Abgabe an die Verbraucher gemäß § 9 des Milch- 
gesetzes im Betrieb des Erzeugers oder in Bearbei- 
tungsstätten abgefüllt sind, ist von der Regelung 
nach Satz 1 ausgenommen. 

§ 6 

Bisherige Regelungen 

Liefer- und Annahmebeziehungen zwischen 
Milcherzeugern und Molkereien und zwischen Mol- 
kereien und Abnehmern, die von den bisher zu- 
ständigen Stellen festgelegt worden sind, bleiben 
bestehen, sofern nicht die obersten Landesbehör- 
den nach § 7 Änderungen treffen oder Ausnahmen 
zulassen. Das Entsprechende gilt für Milchhandels- 
bezirke (§ 5 Satz 1); jedoch ist die Vorschrift des 
§ 5 Satz 2 innezuhalten. 

§ 7 

Änderungen und Ausnahmen 
(1) Die obersten Landesbehörden sollen auf 
Antrag der Landesvereinigung (§ 11), eines Milch- 
erzeugers, einer Molkerei oder eines Milchhänd- 
lers Bestimmungen nach §§ 1, 2, 4 und 5 abändern 
sowie Liefer- und Annahmebeziehungen und 
Milchhandelsbezirke (§ 5 Satz 1) verändern oder 
aufheben, sofern eine soldie Änderung oder Auf- 
hebung bei Abwägung der Interessen der Allge- 
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gende wirtschaftliche Interessen der Be- 
teiligten oder Gründe der Versorgung 
entgegenstehen. 


(2) Die obersten Landesbehörden können Aus- 
nahmen von den nach§lAbsatzl erlasse- 
nen Bestimmungen sowie von den Bestimmun- 
gen des § 1 Absatz4 und des § 2 für bestimmte 
Gebiete oder für bestimmte Milcherzeugnisse zu- 
lassen. 


§ 8 


Übergebietliche Liefer- und Annahmebeziehungen 

Erstrecken sich Liefer- und Annahmebeziehungen 
zwischen Milcherzeugern und Molkereien oder zwi- 
schen Molkereien und Abnehmern über das Gebiet 
eines Landes hinaus und kommt eine gemeinsame 
Regelung der beteiligten obersten Landesbehörden 
n a c h § § 1, 2, 4 O 'd e r 7 nicht zustande, so ent- 
scheidet auf Antrag einer beteiligten obersten Lan- 
desbehördc der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister). 


§9 


Förderung und Erhaltung der Güte 


(1) Um die Güte von Milch und Milcherzeug- 
nissen zu fördern und zu erhalten, kann der Bun- 
desminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, daß Milch und Milcherzeugnisse besonders 
geprüft werden und daß bei der Beförderung 
vom Erzeuger bis zum Verbraucher und beim 
Vertrieb bestimmte Schutzmaßnahmen getroffen 
werden. 


(2) Soweit der Bundesminister keine Vorschriften 
erläßt, können die obersten Landesbehörden Vor- 
schriften erlassen. 
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meinheit und der Beteiligten geboten erscheint. 
Hierbei sind die Grundsätze eines gesunden Wett- 
bewerbes zu beachten. Die obersten Landesbehör- 
den können die in Satz 1 vorgesehenen Maßnah- 
men unter den in Satz 1 und 2 genannten Vor- 
aussetzungen auch von Amts wegen treffen. 

(2) Die obersten Landesbehörden können Aus- 
nahmen von den Bestimmungen des § 1 Absätze 
1 und 4 und des § 2 für bestimmte Gebiete oder 
für bestimmte Milcherzeugnisse zulassen. - 


§ 8 


Übergebietliche Liefer- und Annahmebeziehungen 

Erstrecken sich Liefer- und Annahmebeziehungen 
zwischen Milcherzeugern und Molkereien oder zwi- 
schen Molkereien und Abnehmern über das Gebiet 
eines Landes hinaus und kommt eine gemeinsame 
Regelung der beteiligten obersten Landesbehörden 
nicht zustande, so entscheidet auf Antrag einer 
beteiligten obersten Landesbehörde der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister). 


§ 9 

Förderung und Erhaltung der Güte 

(1) Um die Güte von Milch und Milcherzeugnis- 
sen zu fördern und zu erhalten, kann der Bundes- 
minister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, daß Milch und Milcherzeugnisse beson- 
ders geprüft und daß bei der Beförderung vom 
Erzeuger bis zum Verbraucher und beim Vertrieb 
bestimmte Schutzmaßnahmen getroffen werden. 


(2) unverändert 


§ 9a 

Fettgehalt der Milch 

(1) Die obersten Landesbehörden werden ermäch- 
tigt, den Mindestfettgehalt der zum unmittelbaren 
Genuß bestimmten Milch festzusetzen; er darf 
nicht weniger als 2,8 Gewichtsteile Fett in 100 Ge- 
wichtsteilen Trinkmilch betragen. 

(2) Die obersten Landesbehörden können zulassen, 
daß der Fettgehalt der Trinkmilch eingestellt 
wird. Die Einstellung darf nur von Molkereien 
im Sinne des § 29 der Ersten Verordnung zur 
Ausführung des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 150) vorgenommen werden. 
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Entwurf 
§ 10 

Ausgleidi 

(1) Die obersten Landesbehörden haben durch 
ausgleichende Maßnahmen, insbesondere durch Ge- 
währung von Zusdiüssen aus den nach Absatz 2 er- 
hobenen Ausgleichsabgaben, dafür zu sorgen, daß 

1. die Verwertung der Milch als Trinkmilch und 
als Werkmilch, 

2. die notwendige Versorgung der Trinkmilch- 
märkte trotz unterschiedlicher Entfernung der 
Molkereien vom Markt 

zu einer Annäherung der wirtschaftlichen Ergeb- 
nisse für Milcherzeuger und Molkereien führt. 

(2) Die obersten Landesbehörden können i m 
Benehmen mit den Landesvereinigung e n 
(§ 11) von den Molkereien Ausgleichsabgaben auf 
Trinkmilch erheben. Übersteigt die 
Abgabe 1 Dpf. je Kilogramm Trinkmilch, so 
ist die Zustimmung des Bundesministers erforder- 
lich. Die aufkommenden Mittel sind gesondert zu 
verwalten und im Benehmen mit den 
Landesvereinigung e n (§ 11) für die in Absatz 1 
genannten Zwecke zu verwenden. 


(3) Der Bundesminister kann imEinverneh- 
men mit den Bundesministern der 
Finanzen und für Wirtschaft nach 
Anhörung der berufsständischen 
OrganisationenderLandwirtschaft, 
der Molkereien und des Handels 
sowie der V e r b r a u c h e r o r g a n i s a t i o - 
nen (Gewerkschaften und Haus- 
frauenverbände) durch Rechts Verordnung 
bestimmen, daß die obersten Landesbehörden unbe- 
schadet der Vorschrift des Absatzes 2 von den Mol- 
kereien Abgaben bis zur Höhe von 1 Dpf je Kilo- 
gramm Milch erheben. Die aufkommenden Mittel 
sind dem Bundesminister für die Einlage- 
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§ 10 

Ausgleich 

(1) unverändert 


(2) Die obersten Landesbehörden können nach 
Anhörung der Landesvereinigung (§ 11) von den 
Molkereien, den Milchsammelstellen und den 
Milcherzeugern, die Milch oder Sahne (Rahm) 
nach § 1 Absatz 3 unmittelbar an Milchhändler, 
Groß- oder Einzelverbraucher abgeben dürfen, 
Ausgleichsabgaben auf die von diesen abgesetzte 
MilÄ, Sahne (Rahm), entrahmte Milch, Butter- 
milch und geschlagene Buttermilch erheben. Soll 
die Ausgleichsabgabe mehr als einen Dpf je Kilo- 
gramm betragen, so ist die Zustimmung des Bun- 
desministers erforderlich. Die aufkommenden Mit- 
tel sind gesondert zu verwalten und nach An- 
hörung der Landesvereinigung (§ 11) im laufen- 
den oder folgenden Wirtschaftsjahr ausschließlich 
für die in Absatz I genannten Zwecke zu verwen- 
den. Beeinträchtigen die von einem Lahde fest- 
gesetzten Ausgleichsabgaben die Belange eines 
Nachbarlandes, so entscheidet auf Antrag einer be- 
teiligten, nach Landesrecht zuständigen Behörde 
der Bundesminister über die in den beteiligten 
Ländern zu erhebenden Ausgleichsabgaben. Das 
gleiche gilt, wenn von einem Lande keine Aus- 
gleichsabgaben festgesetzt und hierdurch die Be- 
lange eines Nachbarlandes beeinträchtigt werden. 

(3) Der Bundesminister kann durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß die obersten Landesbehör- 
den unbeschadet der Vorschrift des Absatzes 2 Ab- 
gaben bis zur Höhe von einem Dpf je Kilogramm 
Milch, Sahne, (Rahm), entrahmte Milch, Butter- 
milch und geschlagene Buttermilch erheben. Die 
aufkommenden Mittel sind dem Bundesminister 
ausschließlich für die Durchführung . eines über- 
gebietlichen Ausgleiches im Sinne des Absatzes 1 
zur Verfügung zu stellen; sie sind besonders zu • 
verwalten und nach Richtlinien, die der Bundes- 
minister nach Anhörung der obersten Landes- 
behörden erläßt, im laufenden oder folgenden 
Wirtschaftsjahr zu verteilen. 
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rung. von Butter, Butterschmalz, 
Käse oder Milch- und Sahnedauer- 
waren zur Verfügung zu stellen; sie sind ge- 
sondert zu verwalten. 


§ 11 


Beteiligung der Milchwirtschaft und 
der Verbraudier 


(1) Zur Vorbereitung und technischen Durch- 
führung der nach diesem Abschnitt und nach 
den §§ 17 Absatz 1, 18 und 20 zu treffenden 
Maßnahmen, insbesondere zur Förde- 
rung der Güte von Milch und Milch- 
erzeugnissen, soll in jedem Lande eine 
Vereinigung (Marktgemeinschaft, Arbeitsgemein- 
schaft oder ähnl.) m i t w i r k e n , die sich aus den 
Organisationen der an der Milchwirtschaft beteilig- 
ten "Wirtschaftsk reise und der Verbraucher gebildet 
hat und von der obersten Landesbehörde als 
Landesvereinigung anerkannt i s t. 


(2) In den Organen der Vereinigung 
müssen die Gruppen der Milcherzeu- 
ger, der Molkereien, des Handels 
und der Verbraucher gleichmäßig 
vertreten sein. Die Rechte und 
Pflichten der Vereinigung und ihrer 
Mitglieder sind in einer Satzung zu 
regeln. 


(3) Zur Förderung der Güte von 
Milch - und Milcherzeugnissen kann 
die Satzung bestimmen, daß je nach 
der Güte der a b g e 1 i e f e r t e n Milch 
oder M i 1 c h e r z e u g n i s s e Prämien zu 
gewähren oder Abzüge einzubehal- 
ten sind. 
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§ 10 a 

Herstellung und Absatz von Landbutter 

Zur Sicherung der Lieferung von Milch und Sahne 
(Rahm) können die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden die Herstellung und den Absatz von 
Landbutter außerhtilb von Molkereien im Sinne 
des § 29 der Ersten Verordnung zur Ausführung 
des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 150) beschränken. 

§ 11 

Beteiligung der Milchwirtschaft und der Ver- 
braucher 

(1) Vereinigungen (Marktgemeinschaften, Ar- 
beitsgemeinschaften oder ähnliche Vereinigungen), 
die sich in den Ländern aus den Organisationen 
der an der Milchwirtschaft beteiligten Wirtschafts- 
kreise und der Verbraucher freiwillig zur gemein- 
samen Vertretung ihrer wirtschaftlichen Interessen 
gebildet haben, können von den obersten Landes- 
behörden als Landesvereinigungen anerkannt wer- 
den; sie sollen, wenn sie anerkannt sind, zur Vor- 
bereitung und technischen Durchführung der nach 
diesem Teil und der nach §§17 Absätze 1 und 3, 
18 und 20 zu treffenden Maßnahmen herangezo- 
gen werden. 

(2) Die Anerkennung als Landesvereinigung 
und die Heranziehung nach Absatz 1 können nur 
erfolgen, wenn die Vereinigung folgende Voraus- 
setzungen erfüllt und sich hinsichtlich der von ihr 
durchzuführenden Aufgaben der Aufsicht der 
obersten Landesbehörde unterstellt: 

1. Es müssen in ihr berufsständisdie Organisatio- 
nen der Landwirtschaft, der Molkereien und 
des Milchhandels vertreten sein, sofern sie die 
Beteiligung wünschen; 

2. es muß den Verbrauchern in der Satzung eine 
angemessene Vertretung in den Organen der 
Vereinigung gesichert sein; 

3. der Beitritt anderer berufsständischer Organi- 
sationen der Milchwirtschaft darf in der 
Satzung nicht ausgeschlossen sein. 

(3) Der Landesvereinigung dürfen hoheitliche 
Aufgaben nicht übertragen werden. 
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(4) Die Landesvereinigung untersteht, soweit sie (4) unverändert 
zur Mitwirkung nach Absatz 1 herangezogen wird, 
der Aufsicht der obersten Landesbehörde. Diese hat 
darüber zu wachen, daß die Vereinigung ihre Auf- 
gaben entsprechend den Gesetzen und der Satzung 
erfüllt. 


Zweiter Abschnitt 


Zweiter Teil 


Fette 


Fette 


§ 12 


Errichtung und Organe der Einfuhr- 
und Vorratsstelle 


(1) Es wird eine Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Fette (Einfuhr- und Vorratsstelle) als Anstalt des 
öffentlichen Rechts errichtet. 


(2) Die Organe der Einfuhr- und Vorratsstelle 
sind; 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat. 

(3) Der Vorstand vertritt die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle gerichtlich und außergerichtlich. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht aus 

1. zwei Vertretern des Bundesministers als Vor- 
sitzendem und stellvertretendem Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der Bundesminister der Fi- 
nanzen, für Wirtschaft und für Verkehr, 

3. fünf Vertretern der obersten Landesbehörden, 
die der Bündesrat bestimmt, 

4. folgenden Vertretern der beteiligten Wirt- 
schaftskreise: 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
einem Vertreter des Importhandels, 
einem Vertreter der Butterabsatz-Genossen- 
schaften, ^ 

einem Vertreter des Großhandels, 
einem Vertreter des Einzelhandels, 
zwei Vertretern der Verbraucher. 


Dem Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen grundsätzlichen Fragen zu, die zum Aufgaben- 
gebiet der Einfuhr- und Vorratsstelle gehören. Er 
beaufsichtigt den Vorstand. Er hat insbesondere die 
Aufgabe, die Tätigkeit der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle periodisch zu überwachen; er kann sich dabei 
einer Treuhandstelle bedienen. 


§ 12 


Einfuhr- und Vorratsstelle 


(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Der Verwaltungsrat besteht aus 

1. zwei Vertretern des Bundesministers als Vor- 
sitzendem und stellvertretendem Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der Bundesminister der Fi- 
nanzen und für Wirtschaft, 

3. vier Vertretern der obersten Landesbehörden, 
die der Bundesrat bestimmt, 

4. folgenden Vertretern der beteiligten Wirt- 
schaftskreise: 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
einem Vertreter des Importhandels, 
einem Vertreter der Butterabsatz-Genossen- 
schaften, 

einem Vertreter der Molkerei-Genossenschaf- 
ten, 

einem Vertreter der Privatmolkereien, 
einem Vertreter des Ernährungshandwerks, 
einem Vertreter des Großhandels, 
einem Vertreter des Einzelhandels, 
einem Vertreter der Verbraucher-Genossen- 
schaften, 

vier Vertretern der Verbraucher. 

Dem Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen grundsätzlichen Fragen zu, die zum Aufgaben- 
gebiet der Einfuhr- und Vorratsstelle gehören. Er 
hat seine Beschlüsse dem Bundesminister zur Ge- 
nehmigung vorzulegen. Er beaufsichtigt den Vor- 
stand. Er hat insbesondere die Aufgabe, die Tä- 
tigkeit der Einfuhr- und Vorratsstelle periodisch 
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(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle untersteht dem 
Bundesminister. Dieser kann ihr Weisungen er- 
teilen. Die Bundesregierung kann Be- 
schlüsse des Verwaltungsrates auf- 
heb e n. 

(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau der 
Einfuhr- und Vorratsstelle sowie die Bildung und 
Zuständigkeit ihrer Organe im einzelnen, 

§ 13 

Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Wer Butter oder Schmalz (Sdiweineschmalz 
und Butterschmalz) aus dem Auslande einführt 
oder aus sonstigen Gebieten in das Bundesgebiet 
verbringt (Einführer), hat sie vor der Zoll- oder 
Grenzabfertigung der Einfuhr- und Vorratsstelle 
zum Kauf anzubieten. Als Kaufpreis gilt 
der Einstandspreis des Einführers 
frei Grenze des Bundesgebietes zu- 
züglichderhandelsüblichenSpanne, 
sofern nicht allgemein ein anderer 
Übernahmepreis festgesetzt ist. 

(2) Einführer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
über die Butter oder das Schmalz nach 
ihrer Verbringung in das Bundesgebiet im eigenen 
oder fremden Namen und für eigene oder fremde 
Rechnung zu verfügen berechtigt ist. Befindet sich 
der Verfügungsberechtigte nicht im Bundesgebiet, 
so tritt an seine Stelle der Empfänger im Bundes- 
gebiet. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle ist zur Über- 
nahme der ihr angebotenen Butter und des 
ihr angebotenen Schmalzes berechtigt, jedoch 
nicht verpflichtet. Macht sie von dem Übernahme- 
recht keinen Gebrauch, so hat sie hierfür 
dem Einführer eine Erklärung ab- 
zugeben. Die Einfuhr - und Vorrats- 
stelle kann den Einführer bei der Über- 
nahme verpflichten, die Butter oder das 
Schmalz gleichzeitig zum festgesetzten Ab- 
gabepreis zurückzukaufen. Die Übernahme und 
die Abgabe durch die Einfuhr- und Vorratsstelle 
sind von der Umsatzsteuer befreit. 

(4) Der Bundesminister kann die 

Einfuhr- und V o r r a t s s t e 1 1 e beauf- 
tragen, nach Maßgabe der im Haus- 
halt b e r e i t g e s t e 1 1 1 e n und der ihm 
nach § 10 Absatz 3 zufließenden 

Mittel eine Vorratshaltung an But- 
ter, Schmalz, Käse oder Milch- 
und S a h n e d a u e r w a r e n vorzuneh- 
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zu überwachen; er kann sich dabei einer Treu- 
handstelle bedienen. 

(5) Die Einfuhr-' und Vorratsstelle untersteht 
dem Bundesminister. Dieser kann ihr Weisungen 
erteilen. 


(6) unverändert 


§ 13 

Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Wer aus dem Ausland Butter, Schmalz 
(Schweineschmalz und Butterschmalz), Margarine, 
Kunstspeisefette oder sonstige aus raffinierten so- 
wie raffinierten und gehafteten pflanzlichen und 
tierischen ölen und Fetten hergestellte Speisefette, 
insbesondere Plattenfette, einführt oder aus son- 
stigen Gebieten in das Bundesgebiet verbringt 
(Einführer), hat sie vor der Zoll- oder Grenz- 
abfertigung der Einfuhr- und Vorratsstelle zum 
Kauf anzubieten. Der Bundesminister gibt die 
nähere Bezeichnung der unter Satz 1 fallenden 
Erzeugnisse bekannt. 

(2) Einführer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
über die in Absatz 1 genannten Erzeugnisse nach 
ihrer Verbringung in das Bundesgebiet im eigenen 
oder fremden Namen und für eigene oder fremde 
Rechnung zu verfügen berechtigt ist. Befindet sich 
der Verfügungsberechtigte nicht im Bundesgebiet, 
so tritt an seine Stelle der Empfänger im Bundes- 
gebiet. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle ist zur Über- 
nahme der ihr angeborenen Erzeugnisse berechtigt, 
jedoch nicht verpflichtet. Macht sie von dem Über- 
nahmerecht keinen Gebrauch, so dürfen die Er- 
zeugnisse im Bundesgebiet weder in den Verkehr 
gebracht, noch verarbeitet oder sonst verwertet 
werden. Macht sie von dem Übernahmerecht Ge- 
brauch, so verpflichtet sie den Einführer gleich- 
zeitig, die angebotenen Erzeugnisse zu dem fest- 
gesetzten Abgabepreis zurückzukaufen. Die Über- 
nahme und die Abgabe durch die Einfuhr- und 
Vorratsstelle sind von der Umsatzsteuer befreit. 

(4) Die Einfuhr- und Vorratsstelle kann bei 
der Durchführung von Maßnahmen nach den Ab- 
sätzen 1 und 3 Auflagen erteilen; sie kann dabei 
insbesondere Bestimmungen über den Zeitpunkt 
der Weiterlieferung, über die gebietliche Vertei- 
lung und über den Verwendungszweck treffen. 
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men. Wird ein solcher Auftrag er- 
teilt, so kann sie diejenigen Men- 
gen an Butter, Schmalz, Käse oder 
Milch- und S a h n e d a u e r w a r e n über- 
nehmen oder einlagern, die erfor- 
derlich sind, um eine gleichmäßige 
Versorgung zu gewährleisten und 
Marktschwankungen nach Möglich- 
keit auszugleichen. 


§ 14 

Zollabfertigung 

(1) Die Zollstellen fertigen Butter und 
Schmalz zum freien Verkehr nur ab, 
wenn der Einführer einen Übernahmevertrag oder 
eine Erklärung der Einfuhr- und Vorratsstelle 
nach § 13 Absatz 3 Satz 2 vorlegt. 

(2) Die Z o 1 1 s t e 1 1 e n haben die Einfuhr 
von Butter und Schmalz anzuzeigen und 
dabei den Namen des Einführers sowie Art, 
Menge und Herkunft der Butter und des 
Schmalzes anzugeben. Das Nähere 
bestimmt der Bundesminister der Finanzen. 


(5) Der Bundesminister kann die Einfuhr- und 
Vorratsstelle beauftragen, je nach Marktlage 
unter Verwendung der im Haushalt bereitgestell- 
ten Mittel eine Vorratshaltung in Butter, 
Sdimalz, sonstigen Speisefetten und -ölen, Öl- 
saaten, Ölfrüchten, pflanzlichen und tierischen 
Fetten und Ölen (roh, raffiniert sowie raffiniert 
und gehärtet), soweit sie für die Herstellung von 
Nahrungs- und Genußmitteln bestimmt sind, Käse, 
Milch- und Sahnedauerwaren oder anderen Er- 
zeugnissen der Milch-, Fett- und Eierwirtschaft 
durchzuführen. Wird ein soldier Auftrag erteilt, 
so kann sie diejenigen Mengen der vorgenannten 
Erzeugnisse zur Vorratshaltung erwerben und ein- 
lagern, die erforderlich sind, um eine gleichmäßige 
Versorgung zu gewährleisten und Marktschwan- 
kungen nach Möglichkeit auszugleidien. 

(6) Die in Absatz 5 genannten Erzeugnisse dür- 
fen nur mit Zustimmung der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle nadi Genehmigung durch den Bundes- 
minister ausgeführt oder in sonstige Gebiete 
außerhalb des Bundesgebietes verbracht werden. 
Die Zustimmung kann audi allgemein oder be- 
fristet erteilt werden. 

(7) Bei der Durdiführung ihrer kaufmännischen 
und technischen Aufgaben soll sidi die Einfuhr- 
und Vorratsstelle der Einriditungen der Wirtschaft 
bedienen. 


§ 14 

Zollabfertigung 

(1) Die Zoll- und Grenzstellen fertigen die 
in § 13 Absatz 1 genannten Erzeugnisse nur 
ab, wenn der Einführer einen Übernahmevertrag 
oder eine Zustimmungserklärung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle zur Verwertung vorlegt. 

(2) Sie haben die Einfuhr der in § 13, Absatz 1 
genannten Erzeugnisse nach näherer Bestimmung 
des Bundesministers der Finanzen unter Angabe 
des Namens des Einführers und der Art, der 
Menge und der Herkunft der Erzeugnisse der 
Vorrats- und Einfuhrsteile unmittelbar anzuzei- 
gen. 
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§ 15 

Fett-, Wasser- und Salzgehalt der JVIargarine 

Der Bundesminister ist ermächtigt, im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern zu ver- 
bieten, daß Margarine, deren Fettgehalt einen be- 
stimmten Mindestsatz nicht erreicht oder deren 
Wasser- oder Salzgehalt eine bestimmte Grenze 
überschreitet, gewerbsmäßig zum Verkauf vorrätig 
gehalten, feilgehalten, verkauft oder sonst in den 
Verkehr gebracht wird. 

§ 16 

Verwendung von entrahmter Milch zur 
Margarineherstellung 

(1) Wird zur Herstellung von Margarine an Stelle 
der insgesamt zulässigen Wassermenge entrahmte 
Milch oder die entsprechende Menge Magermilch- 
pulver, in Wasser gelöst, verwendet, so können die 
Gefäße und Umhüllungen, in denen diese Marga- 
rine gewerbsmäßig verkauft oder feilgehalten wird, 
zur Kennzeichnung der Güte mit dem Zusatz „unter 
Verwendung von entrahmter Milch hergestellt“ 
oder mit dem Zusatz „unter Verwendung von Ma- 
germilchpulver hergestellt“ versehen werden. 

(2) Die Vorschriften des Artikels I § 9 der Ver- 
orclnung des Reichspräsidenten zur Förderung der 
Verwendung inländischer tierischer Fette und in- 
ländischer Futtermittel vom 23. Dezember 1932 
(Reichsgesetzbl. I S. 575) bleiben unberührt. 

(3) Margarinefabriken fallen nicht unter den Be- 
griff der Molkereien (§ 3 Absatz 4). 
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§ 15 

Fett-, Wasser- und Salzgehalt der Margarine 

Der Bundesminister ist ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister des Innern durch 
Rechtsverordnung zu verbieten, daß Margarine, 
deren Fettgehalt einen bestimmten Mindestsatz 
nicht erreicht oder deren Wasser- oder Salzgehalt 
eine bestimmte Grenze überschreitet, gewerbs- 
mäßig zum Verkauf vorrätig gehalten, feilgehal- 
ten, verkauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
wird. 

§ 16 
entfällt 


Dritter Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 17 

Preisregelung 

(1) Die obersten Landesbehörden 
können volkswirtschaftlich gerecht- 
fertigte Erzeuger- und Verbraucherpreise so- 
wie Bearbeitungs- und Handelsspannen für Milch 
festsetzen. 


Dritter Teil 
Allgemeine Bestimmungen 
S 17 

Preisregelung 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
können für Milch Erzeuger- und Verbraucher- 
preise sowie Bearbeitungs- und Handelsspannen 
festsetzen. Die Bundesregierung oder im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
der Bundesminister kann mit Zustimmung des 
Bundesrates Richtlinien festsetzen. Für die Fälle 
übergebietlicher Lieferungen findet § 8 mit der 
Maßgabe entsprechende Anwendung, daß die Ent- 
scheiclungen im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft ergehen. 
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(2) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Bundes- 
minister für Wirtschaft kann Er- 
zeuger preise für i n 1 ä n d i s c h e Butter sowie 
Preise und Preisspannen für den Weiterverkauf 
festsetzen. Diese sollen volkswirt- 
schaftlich angemessen sein und den 
allgemeinen Marktverhältnissen 
entsprechen. 

(3) Werden Preis^e für Butter bei 
Abgabe durch die Molkereien nicht 
festgesetzt, so kann der Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
Schaft durch Rechts Verordnung bestimmen, 

1 . daß diese Preise von Notierungskommissionen 
an bestimmten Orten nach Maßgabe der 
Umsätze festgestellt werden, 

2. daß das Ergebnis als „Amtliche Preisnotierung 
der Notierungskommission . . . festzuhalten 
und umgehend zu veröffentlichen Ist. 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft nähere Be- 
stimmungen über das Verfahren der Notierung so- 
wie über die Zusammensetzung der Notierungs- 
kommissionen treffen. 

(4) Die Bundesregierung oder im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister 
der Bundesminister für Wirtschaft 
kann Übernahme- und Abgabepreise für die 
von ider Vorratsstelle zu übernehmende Butter 
oder für das von ihr zu übernehmende 
Schmalz sowie Preise und Preis- 
spannen für den Weiterverkauf fest- 
setzen, soweit dies erforderlich ist, um eine 
angemessene Preisgestaltung für eingeführte 
Butterund für eingeführtes Schmalz 
sicherzustellen. Dabei soll dem Handel 
die Möglichkeit des Wettbewerbs 
gegebenwerden. 

(5) Rechtsverordnungen, durch die Preise 
nach Absatz 2 festgesetzt werden, 
bedürfen der Zustimmung des Bundesrates, e s s e 1 
denn, daß bei Erlaß der Rechtsver- 
ordnung nur eine Auswirkung von 
untergeordneter Bedeutung für den 
gesamten Preisstand, Insbesondere 
die Lebenshaltung, zu erwarten ist. 
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(2) Die Bundesregierung oder im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft der 
Bundesminister kann Preise für Butter, Schmalz, 
sonstige Speisefette und -öle, pflanzliche und tie- 
rische Fette und öle (roh, raffiniert sowie raffi- 
niert und gehärtet), soweit sie für die Herstellung 
von Nahrungs- und Genußmitteln bestimmt sind, 
sowie Preise und Preisspannen für den Weiterver- 
kauf festsetzen. 

(3) Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft , durch 
Rechtsverordnung bestimmen, 


1. daß die Preise für Butter und für Käse von No- 
tierungskommissionen an bestimmten Orten 
unter Berücksichtigung der Umsätze festgestellt 
werden, 

2. daß das Ergebnis als „Amtliche Preisnotierung 
der Notierungskommission . . . festzuhalten 
und umgehend zu veröffentlichen ist. 

Der Bundesminister kann Im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft nähere Be- 
stimmungen über das Verfahren der Notierung so- 
wie über die Zusammensetzung der Notierungs- 
kommissionen treffen. 

(4) Die Bundesregierung kann Übernahme- und 
Abgabepreise für die von der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle nach § 13 Absatz 1 zu übernehmenden 
Erzeugnisse festsetzen, soweit dies erforderlich ist, 
um eine angemessene Preisgestaltung für diese Er- 
zeugnisse sicherzustellen. 


(5) Reditsverordnungen nach den Absätzen 2 
und 3 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 
Diese Rechtsverordnungen sind gleichzeitig mit 
der Zuleitung an den Bundesrat dem Bundestag 
bekanntzugeben. 


§ 17 a 
Gebühren 

(1) Die Einfuhr- und Vorratsstelle darf zur 
Deckung der Verwaltungskosten von den Ein- 
führern Gebühren bis zur Höhe von 0,40 DM je 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 18 

Umlagen 

(1) Die obersten Landesbehörden können von den 
Molkereien Umlagen bis zu 0,5 Dpf je Kilogramm 
be- und verarbeiteter Milch erheben, um die Milch- 
wirtschaft zu fördern, insbesondere u m die Güte 
der Milch und Milcherzeugnisse im Sinne des § 2 
der Ersten Verordnung zur Ausführung des Milch- 
gesetzes vom 15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) 
zu heben, den Verbrauch von Milch und Milch- 
erzeugnissen zu steigern und die Bekämp- 
fung der R i n d e r t u b e r k u 1 o s e und 
anderer Rinderkrankheiten, die die 
Güte der Milch beeinträchtigen, zu 
unterstützen. 

(2) Die aufkommenden Mittel sind gesondert zu 
verwalten und im Benehmen mit der Landes- 
vereinigung (§ 11) zu den in Absatz 1 genann- 
ten Zwecken zu verwenden. 


§ 19 

Beitreibung 

Die Ausgleichsabgaben (§10 Absatz 2), die A b - 
gaben (§ 10 Absatz 3) und die Umlagen 
(§ 18) können nach den Bestimmungen der Reichs- 
abgabenordnung und ihrer Durchführungsbestim- 
mungen beigetrieben werden. 


100 Kilogramm derjenigen Ware erheben, die der 
Anbietungspflicht (§ 13 Absatz 1) nach diesem 
Gesetz unterliegt. Die Verwaltungskosten sind in 
einem Wirtschaftsplan und in einem Stellenplan 
zu veranschlagen. 

(2) Der Bundesminister erläßt im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen eine 
Gebührenordnung für die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle, 

(3) Über die Verwendung von Überschüssen 
aus den Gebühren entscheidet die Bundesregie- 
rung. Für sonstige Überschüsse der Einfuhr- und 
Vorratsstelle gilt Satz 1 entsprechend, 

§ 18 

Umlagen 

(1) Die obersten Landesbehörden können von 
den Molkereien Umlagen bis zu 0,5 Dpf je Kilo- 
gramm be- und verarbeiteter Milch erheben, um 
die Milchwirtschaft zu fördern, insbesondere die 
Milcherzeugung zu steigern, die Güte der Milch 
und Milcherzeugnisse im Sinne des § 2 der Ersten 
Verordnung zur Ausführung des Milchgesetzes 
vom 15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) zu 
heben und den Verbrauch von Milch und Mildi- 
erzeugnissen zu erhöhen. 


(2) Die aufkommenden Mittel sind gesondert zu 
verwalten und nach Anhörung der Landesvereini- 
gung (§ 11) zur Erfüllung der im Absatz 1 ge- 
nannten Aufgaben zu verwenden. 

(3) Die nach Landesrecht zuständigen Behör- 
den können bestimmen, daß Beiträge und Gebüh- 
ren, die von Molkereien oder ihren Zusammen- 
schlüssen für die in Absatz 1 aufgeführten Zwecke 
an milchwirtschaftliche Einrichtungen geleistet 
werden, ganz oder teilweise auf die Umlage (Ab- 
satz 1) anzurechnen sind. 

§ 19 

Beitreibung 

Die Ausgleichsabgaben (§ 10 Absatz 2), die Ge- 
bühren (§ 17 a) und die Umlagen (§ 18) können 
nach den Bestimmungen der Reichsabgabenord- 
nung und ihrer Durchführungsbestimmungen bei- 
getrieben werden. 
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§ 20 

Gütezeidien 

(1) Der Bundesminister kann für Milch und 
Mildierzeugnisse im Sinne des § 2 der Ersten Ver- 
ordnung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 
15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) ein Güte- 
zeichen einführen. 

(2) Der Bundesminister bestimmt durch Rechts- 
verordnung 

1. die Gestaltung des Gütezeichens, 

2. die Voraussetzungen für die Verleihung und die 
Entziehung des Gütezeichens, 

3. die Bedingungen und Auflagen für die Be- 
nutzung des Gütezeichens, 

4. die Stellen, die das Gütezeichen verleihen und 
entziehen und die Führung des Gütezeichens 
überwachen. 

§ 21 
frei 

§ 22 

Buchführungspflicht 

(1) Betriebe, die Schmalz be- oder verarbeiten, 
sowie Betriebe, die mit ButteroderSchmalz 
handeln, sind verpflichtet, in übersichtlicher Form 
Bücher zu führen, die jederzeit über sämtliche Ge- 
schäftsvorgänge, insbesondere über die Einzelheiten 
des Erwerbs, der Lagerung (getrennt nach eigenen 
oder fremden Beständen), der Be- und Verarbei- 
tung, der Veräußerung sowie der Vermittlung von 
Butter und Schmalz, mengen- und wert- 
mäßig Aufschluß geben. 

(2) Der Führung der Bücher gemäß Absatz 1 
bedarf es nicht, wenn in Betrieben mit ordnungs- 
mäßiger Geschäfts- und Betriebsbuchhaltung die er- 
forderlichen Angaben aus diesen Unterlagen jeder- 
zeit einwandfrei und übersichtlich hervorgehen. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Lager- und Speditionsbetriebe, so- 
weit sie Butter oder Schmalz ein lagern 
oder befördern. 
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§ 20 

Gütezeichen 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister bestimmt mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 

1. die Gestaltung des Gütezeichens, 

2. die Voraussetzungen für die Verleihung und die 
Entziehung des Gütezeichens, 

3. die Bedingungen und Auflagen für die Be- 
nutzung des Gütezeichens, 

4. die Stellen, die das Gütezeichen verleihen und 
entziehen sowie darüber wachen, daß die Vor- 
aussetzungen für die Führung des Gütezeichens 
erfüllt werden. 

§ 21 
frei 

§ 22 

Buchführungspflicht 

(1) Betriebe, die Schmalz be- oder verarbeiten 
sowie Betriebe, die mit den in § 17 Absatz 2 ge- 
nannten Erzeugnissen handeln, sind verpflichtet, 
in übersichtlicher Form Bücher zu führen, die 
jederzeit über sämtliche Geschäftsvorgänge, ins- 
besondere über die Einzelheiten des Erwerbes, der 
Lagerung (getrennt nach eigenen und fremden 
Beständen), der Be- und Verarbeitung, der Ver- 
äußerung sowie der Vermittlung der vorgenannten 
Erzeugnisse, mengen- und wertmäßig Aufschluß 
geben. 

(2) Der Führung besonderer Bücher nach Ab- 
satz 1 bedarf es nicht, wenn in Betrieben mit ord- 
nungsmäßiger Geschäfts- und Betriebsbuchhaltung 
die erforderlichen Angaben aus diesen Unterlagen 
jederzeit einwandfrei und übersichtlich hervor- 
gehen. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Lager- und Speditionsbetriebe, 
soweit diese die in § 17 Absatz 2 genannten Er- 
zeugnisse lagern oder befördern. 

(4) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
können die Buchführungspflicht des Absatzes 1 
ausdehnen: 

1. auf andere Betriebe der Milch- und Fettwirt- 
schaft als die in den Absätzen 1 und 3 aufge- 
führten. 
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§ 23 

Meldepflicht 

(1) Molkereien sind verpflichtet, die Anliefe- 
rung, den Absatz und die Verwertung von Milch 
und Milcherzeugnissen im Sinne des § 2 der Ersten 
Verordnung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 
15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) zu melden. 
Die obersten Landesbehörden regeln die Einzel- 
heiten nach den vom Bundesminister aufgestellten 
Richtlinien, 


(2) Der Bundesminister kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, 

1. daß Be- und Verarbeitungsbetriebe den Erwerb, 
die Vorräte und die Verwertung von ö 1 - 
Saaten, Ölfrüchten, Rohölen und 
Rohfetten sowie von Fertig- 
erzeugnissen der öl- und Fett- 
wirtschaft, 

2. daß Fiandelsbetriebe den Erwerb von inlän- 
dischen Ölsaaten sowie die Vorräte an 
Ölsaaten, Ölfrüchten, Rohölen 
und Rohfetten 

zu melden haben. 

§ 24 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die obersten Landes- 
behörden sind auskunftsberechtigte Stellen im 
Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister kann Bestimmen, daß 
auch andere Stellen, die von ihm mit der Durch- 
führung dieses Gesetzes und der dazu ergehenden 
Durchführungsbestimmungen beauftragt werden, 
auskunftsberechtigt im Sinne des § 1 der Verord- 
nung über Auskunftspflicht sind. 


(3) Die Verordnung über Auskunftspflicht 
findet mit Ausnahme des § 4 Absatz 2 und 
des § 6 Anwendung. 


Beschlüsse des J9. Ausschusses 

2. auf Erzeugnisse der Milch- und Fettwirtschaft, 
die in Absatz 1 nicht aufgeführt sind, sofern 
dies aus Gründen der Marktordnung oder der 
Versorgung der Bevölkerung geboten ist. 


§ 23 

Meldepflicht 

(1) Molkereien sind verpflichtet, die Anliefe- 
rung, den Absatz und die Verwertung von Milch 
und Milcherzeugnissen im Sinne des § 2 der Ersten 
Verordnung zur Ausführung des Milchgesetzes 
vom 15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) sowie 
die Vorräte an diesen Erzeugnissen zu melden. 
Das Entsprechende gilt für Betriebe, die die vor- 
genannten Erzeugnisse be- oder verarbeiten. Die 
obersten Landesbehörden regeln die Einzelheiten 
nach den vom Bundesminister aufgestellten Richt- 
linien. 

(2) Der Bundesminister kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß Be- und Verarbeitungs- 
betriebe sowie Handelsbetriebe den Erwerb, den 
Absatz und die Verwertung von den in § 13 Ab- 
satz 5 genannten Erzeugnissen sowie die Vorräte 
an diesen Erzeugnissen zu melden haben. Die wei- 
teren für den Vollzug erforderlichen Bestimmun- 
gen erläßt der Bundesminister. 


§ 24 

Auskunftspflicht 
(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister und die obersten Lan- 
desbehörden können bestimmen, daß auch andere 
Stellen, die von ihnen mit der Durchführung die- 
ses Gesetzes und der dazu ergehenden Durchfüh- 
rungsbestimmungen beauftragt werden, auskunfts- 
berechtigt im Sinne des § 1 der Verordnung über 
Auskunftspflicht sind. Dies gilt nicht für Landes- 
vereinigungen (§ 11). 

(3) Für das Auskunftsverlangen und die Aus- 
kunftspflicht gelten die Bestimmungen der Ver- 
ordnung über Auskunftspflicht mit Ausnahme des 
§ 4 Absatz 2 und des § 6. 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 25 


Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder der Organe der Landesvereinigung 
(§11) und der Einfuhr- und Vorratsstelle (§ 12) sind, 
vorbehaltlich der Dienst beriditerstattung und 
der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten, verpflichtet, 
über Einrichtungs- und Geschäftsverhältnisse, die 
durch ihre Tätigkeit im Rahmen des Gesetzes oder 
der darauf beruhenden Bestimmungen zu ihrer 
Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu beachten 
und sich der Mitteilung und Verwertung von Ge- 
schäfts- und Betriebsgeheimnissen zu enthalten. So- 
weit sie nicht Beamte sind, sind sie nach § 1 der Ver- 
ordnung gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
nichtbeamteter Personen in der Fassung vom 22. 
Mai 1943 (Reichsgesetzbl.I S.351) auf gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. 


§ 25 

V er schwiegenheitspf licht 

Die Mitglieder der Organe der Landesvereini- 
gung (§ 11) und der Einfuhr- und Vorratsstelle 
(§ 12) sind vorbehaltlich der dienstlichen Bericht- 
erstattung und der Anzeige von Gesetzwidrigkei- 
ten verpflichtet, über Einrichtungs- und Geschäfts- 
verhältnisse, die durch ihre Tätigkeit im Rahmen 
des Gesetzes oder der darauf beruhenden Bestim- 
mungen zu ihrer Kenntnis gelangen, Verschwie- 
genheit zu beachten und sich der Mitteilung und 
Verwertung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnis- 
sen zu enthalten. Soweit sie nicht Beamte sind, sind 
sie auf gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenhei- 
ten nach § 1 der Verordnung gegen Bestechung 
und Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen in 
der Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351) zu verpflichten. 


Stehe §27 § 25 a 

Befugnisse der Länder 

Der Bundesminister kann die ihm nach diesem 
Gesetz erteilten Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf die obersten Landesbe- 
hörden übertragen. Diese Ermächtigung gilt nidit 
für Rechtsverordnungen auf Grund des § 17 Ab- 
satz 3. 


Vierter Abschnitt 
Straf- und Sditußbestimmungen 

§ 26 

Strafbestimmungen 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. gegen die Lieferpflicht d e s § 2 Absatz 2 
verstößt oder Milch oder Milch- 
erzeugnisse entgegen den Bestim- 
mungen des § 2- Absatz 1 bezieht 
oder Milch oder Milcherzeug- 
nisse entgegen den auf § 5 Satz 1 
beruhenden Bestimmungen in den 
Verkehr bringt, 

2. als Milchhändler oder Großverbraucher ohne 
Erlaubnis der obersten Landesbehörde Milch 
oder Sahne (Rahm) vom Milcherzeuger bezieht, 


Vierter Teil 
Straf- und Schlußbestimmungen 

§ 26 

Strafbestimmungen 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. der Lieferpflicht nach § 1 Absatz 1, § 2 Ab- 
satz 2 oder § 4 zuwiderhandelt, 


2. der Bezugspflicht nach § 2 Absatz 1 oder der 
Abnahmepflicht nach § 1 Absatz 4 Satz 1 oder 
nach § 4 oder dem Verbot des § 1 Absatz 4 
Satz 3 zuwiderhandelt. 
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3. entgegen den Pflichten des § 1 

Absatz 4 Satz 1 und 2 die Abnahme 
vom Milch erzeuget verweigert 
oder sonstwie unterläßt oder eine m 
Verbot der obersten Landesbehörde 
n a c h § 1 Absatz 4 Satz 3 oder einer Be- 
stimmung der obersten Landes- 
behörde nach § 1 Absatz 1 odetv § 4 zu- 
widerhandelt, 

4. die Anbietungspflicht nach § 13 
Absatz 1, die Buchführungspflicht nach § 22 
oder die Meldepflicht nach § 23 verletzt, 


5. die Auskunft, zu der er nach § 24 A b - 
Satz 3 dieses Gesetzes und nach den §§ 1 
bis 3 der Verordnung über Au skunftspf licht 
vom 13. Juli 1923 (Reidisgesetzbl. I S. 699, 723) 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise verweigert 
oder nicht in der gesetzten Frist erteilt oder 
unrichtige oder unvollständige Angaben macht, 

6. entgegen dem § 24 Absatz 3 dieses 
Gesetzesund§4Absatz 1 derVer- 
ordnung über A u s k u n f t s p f 1 i c h t 
die Einsicht in Geschäftsbriefe, Geschäfts- 
bücher oder Unterlagen für die Bemes- 
sung von Preisen oder Vergütun- 
gennicht gewährt oder die Besichtigung 
oder Untersuchung von Betriebseinrichtungen 
oder -räumen nicht gestattet, 

7. Bestimmungen oder schriftlichen Verfügungen 
zuwiderhandelt, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, sofern diese Bestim- 
mungen oder Verfügungen ausdrüch- 
lich auf die Strafvorschriften dieses Gesetzes 
verweisen, 

wird, sofern die Zuwiderhandlung 
eine Wirtschaftsstraftat ist, mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und 
Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Ist die Zuwider- 
handlung eine Ordnungswidrig- 
keit, so kann eime Geldbuße fest- 
gesetzt werden. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

3. als Milchhändler oder Großverbraucher ohne 
Erlaubnis der obersten Landesbehörde Milch 
oder Sahne (Rahm) von einem Milcherzeu- 
’ger bezieht. 


4. die Bestimmungen des § 13 Absatz 1 oder 
Absatz 3 Satz 2, die Buchführungspflicht nach 
§ 22 oder die Meldepflicht nach § 23 verletzt 
oder einer Auflage nach § 13 Absatz 4 zu- 
widerhandelt, 

4a. die in § 13 Absatz 5 genannten Erzeugnisse 
ohne Zustimmung der Vorrats- und Einfuhr- 
stelle ins Ausland ausführt oder in sonstige 
Gebiete außerhalb des Bundesgebietes ver- 
bringt, 


5. die Auskünfte, zu denen er nach § 24 dieses 
Gesetzes und nach den §§ 1 bis 3 der Verord- 
nung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(Reich'sgesetzbl. I S. 699, 723) verpflichtet Ist, 
ganz oder teilweise verweigert oder nicht in 
der gesetzten Frist erteilt oder unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht, 

6. die Einsicht in Geschäftsbriefe, Geschäftsbü- 
cher oder sonstige Unterlagen oder die Be- 
sichtigung oder die Untersuchung von Be- 
triebseinrichtungen oder -räumen den Beauf- 
tragten der auskunftsberechtigten Stellen (§ 24 
Absätze 1 und 2) verweigert oder sie dabei be- 
hindert, 


7. Bestimmungen oder schriftlichen Einzelverfü- 
gungen zuwiderhandelt, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen sind, sofern sie ausdrücklich 
auf die Strafbestimmungen dieses Gesetzes 
verweisen. 


begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des 
Zweiten Abschnittes des Ersten Buches (§§ 6 bis 21) 
des Wirtschaftsstrafgesetzes. 
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(2) Ob eine Zuwiderhandlung im 
Einzelfalle eine Wirtschaftsstraf- 
tat oder eine Ordnungs Widrigkeit 
ist, bestimmt sich nach § 6 Absatz 2 
und 3 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
vom 2 6. Juli 1 9 4 9 (WiGBl. S. 19 3) 
in der Fassung des Gesetzes vom 
2 9. März 1950 (Bundesgesetzbl. S. 7 8). 
Die §§ 25 bis 48 und 53 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes sind anzu- 
wenden. 


(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Zweiten Buches und die §§ 100 und 101 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes. Der Bundesminister bestimmt 
die zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
Wirtschaftsstrafgesetzes und nimmt die Befugnisse 
aus § 94 des Wirtschaftsstrafgesetzes wahr. 

S 27 

Befugnisse der Länder 

Die obersten Landesbehörden können die ihnen 
in diesem Gesetz erteilten Ermächtigungen zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen auf ändere Dienst- 
stellen übertragen. 


§ 28 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1950 in 
Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt § 38 
des Milchgesetzes vom 31. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. 
I S. 421) in der Fassung des Artikels 5 der Verord- 
nung vom 23. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 143) 
und des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Milch- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(2) Der Bundesminister bestimmt die Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des Wirtschaftsstrafge- 
setzes für die Verfolgung von Zuwiderhandlun- 
gen 

1. nach Absatz 1 Ziffer 4 mit Ausnahme von Zu- 
widerhandlungen gegen § 23 Absatz 1, 

2. nach Absatz 1 Ziffern 5 und 6, soweit diese 
sich gegen eine vom Bundesminister oder von 
der Einfuhr- und Vorratsstelle auf Grund der 
Verordnung über die Auskunftspflicht gestell- 
tes Verlangen richten, 

2 a. nach Absatz 1 Ziffer 4 a, 

3. gegen Bestimmungen oder schriftliche Einzel- 
verfügungen, die vom Bundesminister oder der 
Einfuhr- und Vorratsstelle auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden. 

Insoweit nimmt der Bundesminister die Befugnisse 
des § 94 des Wirtsdiaftsstrafgesetzes wahr. Im 
übrigen verbleibt es bei der Regelung der §§ 94 
und 99 des Wirtsdiaftsstrafgesetzes. 

(3) entfällt 


§ 27 
entfällt 

siehe § 25 a 


§ 27 a 

Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die auf Grund der §§ 12 
Absatz 6, 15, 23 Absatz 2 oder 24 Absatz 2 erlas- 
sen werden, bedürfen der Zustimmung des Bun- 
desrates nach Artikel 80 Absatz 2 des Grundge- 
setzes nicht. 

§ 28 

Schlußbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) unverändert 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


gesetzes vom 20. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S.527) 
außer Kraft; die übrigen Bestimmungen des Milch- 
gesetzes bleiben unberührt. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten ent- 
gegenstehende Bestimmungen außer Kraft, ins- 
besondere 

1. Artikel 1, 2, 4 Absatz 2 und Artikel 6 der 
Zweiten Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Förderung der Verwendung inländischer tieri- 
scher Fette und inländischer Futtermittel vom 
23. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 143) in der 
Fassung der Verordnung vom 18. Februar 1934 
Reichsgesetzbl. I S. 112), 

2. die Verordnung über gewerbsmäßige Flerstel- 
lung von Erzeugnissen der Margarinefabriken 
und Ölmühlen vom 23. März 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 145) und die Vierte Verordnung 
über gewerbsmäßige Flerstellung von Erzeug- 
nissen der Margarinefabriken und Ölmühlen 
vom 23. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1066), 

3. die Verordnung über den Verkehr mit Ölen 
und Fetten vom 4. April 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 167) in der Fassung der Verordnungen vom 
21. Juni 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 375), vom 
18. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 112), vom 
8. Mai 1934 (ReiAsgesetzbl. I S. 376), vom 27. 
März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 625) und vom 
5. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2409), 

4. das Gesetz über den Verkehr mit Milcherzeug- 
nissen vom 20. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1093), 

5. das Gesetz über den Verkehr mit Eiern vom 
20. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1094) in 
der Fassung der Verordnung vom 22. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 436), 

6. die Verordnung über den Verkehr mit Milch- 
erzeugnissen vom 21. Dezember 1933 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 1109) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 31. Januar 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 79), vom 9. Januar 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 10) und vom 27. März 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 625), 

7. die Verordnung über den Zusammenschluß der 
deutschen Mildi-, Fett- und Eierwirtschaft vom 
29. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 957) In der 
Fassung der Verordnung vom 11. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 303), 

8. die Verordnung über die Herstellung von Sahne 
vom 25. Oktober 1938 (Relchsanz. Nr. 250), 


(3) unverändert 
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9. die Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Milch, Milcherzeugnissen, ölen 
und Fetten vom 7. September 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1719), 

10. die Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Eiern und , Eierzeugnissen vom 
7. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1732), 

11. die Verordnung zur Änderung der Margarine- 
Bewirtschaftung vom 14. September 1939 
(Reichgesetzbl. I S. 1854), 

12. die Verordnung über den Verkehr mit Ölsäme- 
reien, Ölfrüchten, Margarine und Kunstspeise- 
fett vom 5. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 2409) in der Fassung der Verordnung vom 
4. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 285), 

13. die Bekanntmachung des Reichsministers für Er- 
nährung und Landwirtschaft vom 8 . Februar 
1940 (Reichsanz. Nr. 46), 

14. die Verordnung über den Verkehr mit Milch- 
erzeugnissen, ölen und Fetten vom 16. Juni 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 413), 

15. alle Anordnungen der Wirtschaftlichen Vereini- 
gung der Dauermilcherzeuger, der deutschen 
milAwirtschaftlichen Vereinigung (Hauptver- 
einigung), der Hauptvereinigung der deutschen 
Mildiwirtschaft, der Hauptvereinigung der 
deutschen Milch- und Fettwirtschaft, der Haupt- 
verefnigung der deutschen Eierwirtschaft und 
der Hauptvereinigung der deutschen Milch-, 

Fett- und Eierwirtschaft. 

(4) Verweisungen auf Vorschriften, die nach Ab- ( 4 ) unverändert 
Satz 2 und 3 außer Kraft getreten sind, gelten als 
Verweisungen auf die entsprechenden B'estimmun- 
gen dieses Gesetzes und seiner Durchführungs- 
bestimmungen. 


(5) Der Bundesminister trifft diejenigen Maß- 
nahmen, die infolge des Außerkraftsetzens der in 
den Absätzen 2 und 3 aufgeführten Bestimmungen 
erforderlich werden. 
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Anhang 


Von den vom mitberatenden Ausschuß für Wirt- 
schaftspolitik gemachten Abänderungsvorschlägen 
wurden die folgenden bei der abschließenden Be- 
ratung im Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nicht berücksichtigt; 

1. Zu § 1 A b s a t z 3; 

„(3) Die oberste Landesbehörde soll Milch- 
erzeugern gestatten, Milch oder Sahne (Rahm) 
unmittelbar an Milchhändler, Groß- und Einzel- 
verbraucher abzugeben, sofern die Versorgung 
hierdurch nicht gefährdet wird/* 

2. Zu§2Absätze 1 und 2: 

Die Worte „und Buttermilch“ zu streichen. 

3. Zu § 10 A b s a t z 2: 

In der Mitte des Absatzes 2 wird hinter den 
Worten „des Bundesministers“ hinzugefügt: 
„und des Bundesministers für Wirtschaft“. 

4. Zu § 11 Absatz 2: 

Als Schlußsatz wird hinzugefügt: 

„Entziehen sich Organisationen der Mitwirkung, 
so schließt dies die Anerkennung und Heran- 
ziehung der Landes Vereinigung nicht aus.“ 


5. Zu § 13 Absätze 1 und 4a: 

§ 13 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer aus dem Ausland Butter, Schmalz 
(SAweineschmalz und Butterschmalz) einführt 
oder aus sonstigen Gebieten in das Bundes- 
gebiet verbringt (Einführer), hat sie vor der 
Zoll- oder Grenzabfertigung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle zum Kauf anzubieten.“ 

Als neuer Absatz 4 a wird hinzugefügt: 

„(4a) Der Bundesminister kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß die Vorschriften der Absätze 1 
bis 4 ganz oder teilweise auch für Margarine, 
Kunstspeisefette oder sonstige aus raffinierten 
sowie raffinierten und gehärteten pflanzlichen 
und tierischen ölen und Fetten hergestellte 
Speisefette, insbesondere Plattenfette, gelten. 
Im Falle des Satzes 1 kann der Bundesminister 
gleichzeitig bestimmen, daß der Verwaltungsrat 
der Einfuhr- und Vorratsstelle durch Aufnahme 
eines Vertreters der Margarinefabriken erwei- 
tert wird.“ 

6. Zu § 17 A b s a t z 2: 

Die Worte „oder im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft der Bundes- 
minister“ werden gestrichen. 
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